
Eingegangene Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge zur  

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 123 „Hellersiedlung“ 

 

Beteiligung der Öffentlichkeit (24.06. bis 26.07.2019) 

Einwender Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Im Zeitraum der Beteili-

gung sind seitens der 

Öffentlichkeit keine 

Stellungnahmen einge-

gangen. 

  

 
  

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (01.07. bis 02.08.2019) 

Behörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Gemeindewerke Die Grünflächenfläche an der südlichen Baugrenze ist mittlerweile eine 

Straßenfläche zum Erreichen des Baugebietes „Erweiterung Hellersied-

lung“ geworden. 

Die Anregung wird nachrichtlich in die 

zeichnerische Darstellung übernommen. 

Kreis Coesfeld Aus Sicht der Bauaufsicht bestehen hinsichtlich der Änderung keine Be-

denken. Es wird angeregt, die unter Punkt 3 der textlichen Festsetzun-

Die Anregung wird nachrichtlich in zeichne-

rische Darstellung sowie die textlichen Fest-

setzungen übernommen. 

 



gen definierte Traufhöhe zu ändern in die mittlerweile gängige Formu-

lierung als fiktiven Schnittpunkt zwischen der Außenfläche der Außen-

wand mit der Oberkante der Dachhaut. 

Die Brandschutzdienststelle weist darauf hin, dass sich durch die Fest-

setzung der Geschossflächenzahl von 0,4 auf 0,8 der Löschwasserbe-

darf für das Plangebiet erhöht. 

Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist gem. DVGW-Regel-

werk „Arbeitsblatt W 405" Abschnitt 5 i.V.m. Tabelle 1 des z.g. Arbeits-

blattes für allgemeine Wohngebiete (WA) mit einer GFZ von 0,8 und ei-

ner kleinen Gefahr der Brandausbreitung eine Löschwassermenge von 

96 m3/h (= 1.600 l/min) für eine Löschzeit von 2 Stunden erforderlich. 

Die Sicherstellung einer den örtlichen Verhältnissen angemessenen 

Löschwasserversorgung ist gemäß § 3 E31-1KG Aufgabe der Gemeinde. 

 

 

Die Löschwasserversorgung für das Plange-

biet ist gem. Schreiben der Gemeindewerke 

Nottuln vom 13.08.2019 gesichert.  

Telekom Deutschland 

GmbH 

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 

Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - 

hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-

tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 

alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 

erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehme 

ich wie folgt Stellung:  

Gegen die vorgelegte 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 123 „Heller-

siedlung“ bestehen grundsätzlich keine Einwände.  

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) der 

Telekom, die aus den beigefügten Lageplänen ersichtlich sind. Diese 

versorgen die vorhandene Bebauung. Die Belange der Telekom - z. B. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 



das Eigentum der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes sowie 

ihre Vermögensinteressen – sind betroffen. 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese Telekommunikationslinien in ih-

rem Bestand und in ihrem weiteren Betrieb gefährdet sind. Die Aufwen-

dungen der Telekom müssen bei der Verwirklichung des Bebauungspla-

nes so gering wie möglich gehalten werden. 

Deshalb bitten wir, unsere Belange wie folgt zu berücksichtigen: 

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationsli-

nien müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 

Wir bitten deshalb, konkrete Maßnahmen so auf die vorhandenen Tele-

kommunikationslinien abzustimmen, dass eine Veränderung oder Verle-

gung der Telekommunikationslinien vermieden werden kann. 

Im Baugebiet werden Verkehrsflächen teilweise nicht als öffentliche 

Verkehrswege gewidmet, sondern als Verkehrsflächen mit Geh-, Fahr- 

und Leitungsrechten zugunsten der Anlieger und Erschließungsträger 

ausgewiesen. Diese Flächen müssen auch zur Erschließung der anlie-

genden Grundstücke mit Telekommunikationsinfrastruktur zur Verfü-

gung stehen.  

Die Festsetzung der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten-

den Flächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB alleine begründet das Recht 

zur Verlegung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien jedoch 

noch nicht. Deshalb muss in einem zweiten Schritt die Eintragung einer 

beschränkten persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch erfolgen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die als nicht öffentlicher Verkehrswegfest-

gesetzte Fläche wird in ihrer zeichnerischen 

Darstellung der tatsächlichen Nutzung als 

öffentliche Verkehrsfläche angepasst. Auf-

grund dessen besteht kein Bedarf für eine 

Eintragung einer beschränkten persönlichen 

Dienstbarkeit.  



Ich beantrage daher dem/den Grundstückseigentümer/n aufzuerlegen, 

die Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit im 

Grundbuch zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, mit 

folgendem Wortlaut zu veranlassen:  

”Die Telekom Deutschland GmbH, Bonn, ist berechtigt, Telekommunika-

tionslinien/-anlagen aller Art nebst Zubehör zu errichten, zu betreiben, 

zu ändern, zu erweitern, auszuwechseln und zu unterhalten. Sie darf 

zur Vornahme dieser Handlungen das Grundstück nach vorheriger Ter-

minabsprache, bei unaufschiebbaren Maßnahmen (z. B. Entstörungen) 

jederzeit betreten und bei Bedarf befahren. 

Über und in einem Schutzbereich von 50 cm beiderseits der Telekom-

munikationslinien/-anlagen dürfen ohne Zustimmung der Telekom 

Deutschland GmbH keine Einwirkungen auf den Grund und Boden, 

gleich welcher Art und zu welchem Zweck, vorgenommen werden, 

durch die die Telekommunikationslinien/-anlagen gefährdet oder be-

schädigt werden können. Das Recht kann einem Dritten überlassen 

werden.” 

Vor diesem Hintergrund weise ich vorsorglich darauf hin, dass die Tele-

kom die Telekommunikationslinien nur dann verlegen kann, wenn die 

Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten 

der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch erfolgt ist. 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der 

vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus be-

trieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte 

Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbe-

sondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten 



sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie ge-

fahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden 

können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor 

Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausfüh-

rung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. 

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

 


